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Sanktionspolitik
mit Streuwirkung

In diesem Jahr wird die russische
Wirtschaft, erstmals seit drei
Jahren, wieder wachsen. Noch
Anfang Juli sagte Robert Breitner,
Vizegeschäftsführer der deutsch-

russischen Außenhandelskammer, in
Moskau: „Vor allem deutsche Mittel-
ständler kommen zunehmend nach
Russland, trotz der Sanktionen. Die
russische Wirtschaft ist wieder auf
einem Wachstumskurs.“ Doch die kurz
darauf beschlossenen US-Sanktionen
könnten den neuen Aufschwung
Russlands abwürgen.

In Berlin sieht man diese Sanktionen
äußerst kritisch. Da deutsche Unterneh-
men, die im Energiegeschäft mit
Russland tätig sind, auch von den
Sanktionen betroffen wären, empfindet
man sie sowohl in der Bundesregierung
als auch in der deutschen Wirtschaft als
einen massiven Angriff auf deutsche
Interessen. Der Russland-Beauftragte
der Bundesregierung, Gernot Erler,
kritisiert: „Durch die US-Sanktionen
kann jede europäisch-russische Koope-
ration in der Energieversorgung
sanktioniert werden.“

Besonders das russisch-europäische
Projekt „Nord Stream 2“, bei dem eine
zweite Pipeline von Russland bis nach
Deutschland geplant ist, ist stark
gefährdet. Damit könnte Deutschland
seine Rolle als führender Verteiler für
russische Energie in der EU verlieren.
Doch nicht in allen EU-Staaten teilt man
die deutliche deutsche Ablehnung der
US-Sanktionen. In Italien und auf dem
Balkan hat man die deutsche Kritik am
Projekt „South Stream“ nicht vergessen.
Diese Pipeline sollte russisches Gas

durch das Schwarze Meer bis nach
Mitteleuropa und Italien befördern.
Ende 2014 erklärte Russland – nicht
zuletzt aufgrund der Kritik aus Berlin
und Brüssel – „South Stream“ für
gescheitert.

Im Baltikum und in Polen steht man
der deutsch-russischen Energiekoopera-
tion ohnehin kritisch gegenüber. Zudem
würden die Ukraine und Polen durch
„Nord Stream 2“ als Transitländer für
russische Energie weitgehend ausfallen.
Vor allem die Ukraine verlöre damit
wichtige Einnahmen in Höhe von etwa
1,8 Milliarden Euro jährlich.

Es ist bemerkenswert, dass US-Präsi-
dent Donald Trump Anfang Juli in

Warschau das Treffen der „Drei-Mee-
res-Initiative“ besuchte, die die Bildung
eines eigenständigen osteuropäischen
Wirtschaftsraumes zwischen Deutsch-
land und Russland anstrebt. Die
Initiative, der zwölf Länder Mittelost-
und Südosteuropas angehören, will
deren Gewicht bündeln. Sowohl bei der
Energie- als auch der Geopolitik teilt
man weitgehend die US-amerikanische
Sichtweise. So wird im polnischen
Swinemünde ein Hafen für den Trans-
port von US-Flüssiggas nach Mittelost-
europa gebaut. Damit soll die Abhän-
gigkeit von russischen Energielieferun-
gen reduziert werden.

Vor allem die Regierung in Warschau
sieht die Drei-Meeres-Initiative als
Hebel gegen Moskau, aber auch gegen
Berlin und Brüssel. Hier gibt es Über-

einstimmung mit Trump, der ohnehin
offene Sympathie für die autoritäre
Regierung in Warschau zeigt: „In Polen
erkennen wir die Seele Europas.“

Dass von Siemens gelieferte Pipeline-
Röhren am Ende auf der Krim Verwen-
dung fanden und damit die EU-Sanktio-
nen gegen Russland umgangen wurden,
hat man in Washington aufmerksam
registriert. Die Bundesregierung
reagierte schnell: Neue Sanktionen der
EU gegen mehrere russische Politiker
und drei Unternehmen sind vor allem
auf Betreiben Berlins zustande gekom-
men. Sie sind auch ein Versuch, den
USA keine weiteren Argumente gegen
die Russland-Geschäfte deutscher
Unternehmen zu liefern.

Allerdings hat sich die deutsche
Politik stillschweigend damit abgefun-
den, dass die Krim wahrscheinlich noch
lange Teil Russlands bleiben wird.
FDP-Chef Christian Lindner hat dies
nur laut ausgesprochen. Schmerzhafte
Sanktionen gegen Russland wurden
ohnehin erst nach dessen Einmischung
in der Ostukraine verhängt. Und doch
ist es ein offenes Geheimnis, dass Metro
auf der Krim Großmärkte betreibt und
Volkswagen Autohäuser.

Nach der Wahl Trumps sah es kurz so
aus, als könnten sich die USA und
Russland deutlich annähern. Doch mit
den Sanktionen sind die USA zu ihrer
harten Haltung gegenüber Russland
zurückgekehrt. Daran ändert auch
nichts, dass Trump die neuen Sanktio-
nen gegen Russland skeptisch sieht. In
der Russlandpolitik sind Trump durch
den Kongress weitgehend die Hände
gebunden. Damit könnte Deutschland
bald wieder die Rolle zufallen, die es
sowohl in der Regierungszeit Boris
Jelzins als auch Wladimir Putins
erfolgreich spielte: Vermittler zwischen
Russland und dem Westen.

Mathias von Hofen
über Russland
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Die Drei-Meeres-Initiative
als Hebel gegen Moskau,
Berlin und Brüssel.

Mit einer Manipulation muss gerechnet werden

Am 24. September findet in Deutsch-
land die Bundestagswahl statt: ohne
Wahlmaschinen, aber nicht ohne

Software. Wahlmaschinen sind in Deutsch-
land durch ein Urteil des Bundesverfas-
sungsgerichts vom 2. März 2008 nicht
zulässig. Und das ist auch gut so, denn
Wahlmaschinen hinterlassen einen faden
Beigeschmack.

So hatte zuletzt die für die Wahlcom-
puter in Venezuela zuständige Firma
Smartmatic behauptet, dass ihre Daten und
die offiziellen Daten der Wahlkommission
massiv voneinander abweichen würden.
Grundsätzlich ist die informationstechni-
sche Absicherung eines Wahlcomputers

eine größere Herausforderung als die
Absicherung der IT eines Unternehmens
oder einer Behörde. Potenzielle Angreifer
auf die Wahlmaschinen sind auch Innentä-
ter oder gar der Betreiber; gerade in
weniger demokratischen Staaten eine reale
Situation.

Und Wahlmaschinen helfen nur beim
Auszählen der Stimmen. Bei der Stimmab-
gabe bringen sie keine Vorteile. Der
Einwand, dass sie ungültige Stimmen
verhindern können, gilt nicht, da die
bewusste Abgabe einer ungültigen Stimme
eine demokratisch legitime Option ist.

Beim Zusammenführen der Stimmen
zum amtlichen Endergebnis wird heute
auch Software (IVU.elect) eingesetzt. Und
auch diese kann angegriffen werden.
Dieses Risiko ist dem Bundeswahlleiter
bewusst, und es wurden Maßnahmen
ergriffen, um das Risiko zu minimieren.
Dass diese Maßnahmen ausreichen, wird

beispielsweise vom Chaos Computer Club
bezweifelt. Die Infrastruktur einer Wahl im
Internet, bei der wir nicht mehr ins
Wahllokal gehen müssen, sondern vom
eigenen Computer wählen, kann direkt im
Internet angegriffen werden. Dies wird nur
von wenigen Ländern (Estland, Schweiz,
USA) derzeit ernsthaft betrieben. Das Risiko
ist hoch. Aber auch die Meinungsbildung
vor der Wahl kann manipuliert werden.
Sowohl bei der Präsidentschaftswahl in den
USA als auch in Frankreich wurden im
Wahlkampf vorab gestohlene Daten zum
Nachteil eines Kandidaten veröffentlicht.
Veröffentlicht von Wikileaks und vermut-
lich – so behaupten Nachrichtendienste –
gestohlen von russischen Hackern (der
Gruppe APT28).

Kann das bei uns auch passieren? Ja.
Schon Mitte 2016 gab es Hackereinbrüche
bei politischen Parteien und Politikern in
Deutschland und 2015 den „Bundestag-

Hack“. Dabei wurden große Datenmengen
entwendet. Auch hier war wohl die
staatsnahe Hackergruppe APT28 tätig.

Mit einem Versuch, die Bundestagswahl
durch die Veröffentlichung gestohlener
Daten oder durch die Verbreitung von
Fake News zu beeinflussen, muss gerech-
net werden. Jeder Wahlberechtigte sollte
das wissen und sich nicht leichtfertig
beeinflussen lassen.

Rainer W. Gerling
über Wahlmaschinen

Namentlich gekennzeichnete Kommentare geben
nicht unbedingt die Meinung der Redaktion wieder.

Unser Gastautor
ist der IT-Sicherheitsbeauf-
tragte der Max-Planck-Gesell-
schaft. Der habilitierte Physi-
ker lehrt IT-Sicherheit an der
Hochschule München.

Frankfurter Allgemeine Zeitung

Allgemeine Zeitung

Badische Neueste Nachrichten

über Stickoxidgrenzwerte: „Warum die
Grenzwerte in Stein gemeißelt sind, wenn
doch für Stickoxide recht willkürliche Be-
dingungen herrschen (was auf der Straße
unzumutbar ist, darf woanders ruhig ein
Vielfaches betragen), ist eine politischeFra-
ge: Eher wird der Verbrennungsmotor ab-
geschafft, als dass sich die Grenzwertokra-
tie in Frage stellen lässt. Bleiben also die
Hersteller und Fahrverbote. Die deutsche
Automobilindustrie hat sich ein Jahr lang
immerweiter in den politischen, wirtschaft-
lichen und moralischen Smog manövriert.
Da kommt sie nicht mehr heraus.“

über Goldreserven: „Schließlich stellt sich
die Frage, ob Deutschland überhaupt einen
so großen Goldschatz benötigt – den zweit-
größten derWelt. AndereNotenbanken ha-
ben ihre Bestände bereits kräftig reduziert
undmit den Erlösen Staatsschulden getilgt.
Schließlich spielt Gold bei der Absicherung
der Währungen bei Weitem nicht mehr die
Rollewie in früheren Zeiten. Aber das Edel-
metall gibt ein Gefühl der Sicherheit und
Unabhängigkeit. UnddiesesGefühl zählt in
Deutschland.“

über die Türkei: „Die Masche ist stets die
Gleiche: Mit starken Worten und Droh-
gebärdenwollenErdoganundCo. deutsche
Politiker einschüchtern, Einfluss auf den
Kurs der Bundesregierung nehmen und
Druck auf ihre in der Bundesrepublik leben-
den Landsleute ausüben. Dabei ist nur all-
zu durchsichtig, dass RecepTayyipErdogan
mit seinem Auftreten nur von den hausge-
machten Problemen ablenken will, die er
als Folge seines autokratischen Kurses zu
verantworten hat.“
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Verkalkuliert

Verkalkuliert – das kann leider
passieren. Das ist offensichtlich auch
bei der Betreibergesellschaft der

Hansalinie der Fall. Der Bund will als
Vertragspartner nicht einspringen, er sieht
das unternehmerische und finanzielle
Risiko beim privaten Partner. Das klingt
logisch. Doch ist das in diesem Fall die
richtige Haltung? Immerhin hat das
Konsortium 500 Millionen Euro in die
Hand genommen und eine Autobahn
gebaut – eine Aufgabe, die normalerweise
der Staat übernehmen sollte.

Die Schwierigkeit bei dieser öffentlich-
rechtlichen Partnerschaft wird deutlich: Im
Vorwege ein Projekt wirtschaftlich zu
berechnen, mit Einnahmen, die in den
nächsten drei Jahrzehnten erzielt werden
sollen – ein Problem, das bei allen Vorha-
ben dieser Art auftauchen wird.

Die Idee als solche ist reizvoll. Denn
Infrastrukturprojekte werden so schneller
umgesetzt, weil die Privatwirtschaft sie
komplett durchfinanzieren und entspre-
chend realisieren. Doch fehlen die
Mechanismen, die eine dauerhafte
Partnerschaft bei unerwarteten Entwick-
lungen ermöglichen. Das muss korrigiert
werden. Aber auch in dem Fall, wenn der
private Partner wesentlich mehr verdient,
als ursprünglich kalkuliert. Bericht Seite 1

peter.hanuschke@weser-kurier.de

Peter Hanuschke
über die Autobahn 1

Wegweisend

Boris Becker ist zurück! Eine Nach-
richt, die viele Tennis-Freunde in
Deutschland in Erinnerungen

schwelgen und von besseren Zeiten
träumen lässt. Der Mann, der Ende der
80er-Jahre als Wunderkind aus Leimen
ein Millionenpublikum vor die Fernseh-
geräte lockte, zeichnet ab sofort beim
Deutschen Tennis Bund für den gesamten
männlichen Spitzensport verantwortlich.
Knapp 18 Jahre nach seinem unrühmli-
chen Abgang als Teamchef der Davis-
Cup-Mannschaft besetzt der dreifache
Wimbledon-Sieger beim DTB nun also
eine Schlüsselposition.

Eine kluge Entscheidung. Denn Becker
ist trotz seiner Eskapaden abseits des
Platzes nach wie vor eine Galionsfigur im
deutschen Tennis. Becker polarisiert, ja.
Aber er ist auch einer, der über enorm viel
Erfahrung und Fachwissen verfügt.
Becker ist bestens vernetzt, seine Experti-
se ist gefragt. Als TV-Kommentator
ebenso wie als Coach. Er hat es als
Trainer geschafft, Novak Djokovic zur
Nummer eins der Welt zu machen. Und er
wird es auch schaffen, die Strukturen im
DTB zu verbessern. Boris Becker, 2008 als
„Legende des Sports“ ausgezeichnet, wird
dem deutschen Herren-Tennis wertvolle
Impulse verleihen. Bericht Seite 20

frank.bueter@weser-kurier.de

Frank Büter
über Boris Becker
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